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§ 630e Abs. 1 S. 1 BGB ver­
pflichtet den Behandelnden, 
den Patienten über sämt­
liche für die Einwilligung 
wesentlichen Umstände, 
darunter die zu erwartenden 
Folgen und Risiken der Maß­
nahme, aufzuklären. In einer 
aktuellen Entscheidung vom 
01.04.2016 hat sich das 
Landgericht Hamburg (AZ: 
303 O 34/14) unter anderem 
mit der Frage befasst, ob die 
positive/verharmlosende 
Darstellung der Behand­
lungsrisiken ein Aufklä­
rungsversäumnis darstellt.

Der Fall

Der Patient litt an Prostata­
krebs. In der Folge wurde die 
Indikation für eine radikale 
Prostatektomie gestellt. Die 
Operation erwies sich infolge 
periprostatischer Entzün­
dungen, Gefäßreichtum und 
Verwachsungen als schwie­
rig. Postoperativ stellte sich 
eine Harninkontinenz ein, die 
weitere Eingriffe, insbeson­
dere die Implantation eines 
künstlichen Schließmuskels 
um die Harnröhre, erforder­
lich machten.

Der Patient erhob gegen den 
Krankenhausträger Behand­
lungs- und Aufklärungsfeh­
lervorwürfe. Zum einen habe 
keine Indikation für eine radi­
kale Prostatektomie bestan­
den. Zum anderen sei er nicht 
ausreichend über das Risiko 
einer operationsbedingten 
Inkontinenz aufgeklärt wor­
den. Vielmehr seien ihm „ge­

schönte Zahlen“ vorgelegt 
worden. Damit sei der falsche 
Eindruck vermittelt worden, 
dass es sich um eine Opera­
tion mit minimalen Risiken 
handeln würde. 

Das Urteil

Das Landgericht Hamburg 
hat die Klage in erster Ins­
tanz abgewiesen. Nach den 
Feststellungen der Kammer 
war die Operation indiziert, 
da bei dem Kläger ein be­
handlungspflichtiges, lokal 
begrenztes Prostatakarzi­
nom vorgelegen hat. Dass 
sich der Eingriff intraopera-
tiv wegen der Gewebever­
änderungen und der vo­
rangegangenen Biopsien als 
schwierig erwies, war nach 
Überzeugung des sachver­
ständig beratenen Gerichts 
nicht dem Operateur anzu­
lasten.

Auch ein Aufklärungsver­
säumnis verneinte das Ge­
richt im Ergebnis. Die im 
Aufklärungsbogen enthalte­
nen und dem Patienten zur 
Harninkontinenz mitgeteil­
ten Angaben entsprachen 
den rechtlichen Anforderun­
gen an eine ordnungsgemä­
ße Vermittlung einer Vor­
stellung über Chancen und 
Risiken des Eingriffs im 
Großen und Ganzen. 

Begründet wurde dies unter 
anderem damit, dass die von 
der Klinik gemachten An­
gaben zur Häufigkeit einer 
postoperativen Harninkon­

tinenz und deren Behand­
lungsmöglichkeiten sich – 
wenn auch sehr positiv dar­
gestellt – grundsätzlich im 
Rahmen dessen hielten, was 
Studien belegen. 

Dabei stellten die Richter 
klar, dass sie für die Beurtei­
lung einer ordnungsgemä­
ßen Aufklärung im Rechts­
sinne nicht allein auf 
Prozentangaben abstellen, 
die erkennbar nur einen 
Durchschnittswert einer Ri­
sikobewertung abbilden. Für 
die Frage der ordnungs­
gemäßen Aufklärung war 
vielmehr von Relevanz, ob die 
Prozentangaben ein adäqua­
tes Hilfsmittel für die Ent­
scheidungsfindung des Pa­
tienten bilden können. Dies 
war vorliegend noch (!) der 
Fall. Durch die zusätzliche 
Nennung der operativen 
Möglichkeiten zur Verbesse­
rung der Kontinenz im Auf­
klärungsbogen bestand aus 
Sicht des Gerichts kein 
Grund für den Patienten, die 
geplante Prostatektomie als 
unproblematische Prozedur 
anzusehen. 

Auch wenn das Gericht es im 
Ergebnis verneinte, sah es 
sich doch veranlasst, die 
Problematik einer werben­
den oder anpreisenden 
Vorgehensweise anzuspre­
chen. Hintergrund war ins­

besondere die Äußerung des 
Sachverständigen, dass er 
selbst gegenüber Patienten 
trotz gleich guter funktio­
neller Ergebnisse mehr Zu­
rückhaltung pflege. Zwar sei 
die Frage einer positiven 
oder eher zurückhaltenden 
Darstellung eine solche des 
persönlichen Stils, die der 
behandelnde Arzt höchst­
persönlich zu entscheiden 
hat und die in ganz unter­
schiedlicher Weise die An­
forderungen an eine wirksa­
me Aufklärung im Großen 
und Ganzen – wie im vorlie­
genden Fall – erfüllen kann. 
Eine verharmlosende Dar­
stellung der Eingriffsrisiken 
ist indes unzulässig.

Fazit

Auch wenn es im Ermessen 
des behandelnden Arztes 
liegt, ob er eine eher posi­
tivere oder zurückhaltende 
Darstellung der Eingriffs- 
risiken vornimmt, ist Mäßi­
gung dringend anzuraten. 
Die Grenze zwischen bloß 
positiver und verharmlosen­
der Darstellung ist im Ein­
zelfall fließend (und im Haf­
tungsprozess maßgeblich 
vom Votum des hinzugezoge­
nen Sachverständigen ab­
hängig). Eine verharmlosen­
de Darstellung kann so trotz 
eines sorgfaltspflichtgerecht 
durchgeführten Eingriffs ei­
ne Haftung des Behandlers 
nach sich ziehen. 

Alles, was Recht ist …
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